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5. Wahlperiode 


Drucksache V/2789 


Der Bundesminister des Innern 

ÖS I 5 - 625 362/1 


Bonn, den 28. März 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen'Bundestages 


Betr.: Status, Beurteilung und Maßnahmen auf dem Sektor 
Rauschgifte und Drogen im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Bauer (Würzburg), 
Dr. Müller (München), Dr. Meinecke und Genossen 
- Drucksache V/2576 - 


Die Kleine Anfrage vom 13. Februar 1968 beantworte ich im 
Einvernehmen mit den Herren Bundesministern der Justiz, für 
Familie und Jugend und für Gesundheitsweisen wie folgt: 


1. Finden die sich in jüngster Zeit häufenden Pressemeldungen 
bezüglich „Rauschgiftringe", Rauschgiftschmuggel und verwand- 
ter Delikte einen entsprechenden Rückhalt in der Statistik der 
beiden abgelaufenen Jahre 1966 und 1967 und insbesondere bei 
Jugendlichen und Heranwachsenden? 

a) Wie haben sich die in Anlage 18 zum Protokoll der 54. Sit- 
zung vom 1. Juli 1966 angegebenen Prozentziffern in den 
beiden letzten Jahren entwickelt? 

b) Kann für die angegebenen Jahre 1963 bis 1965 sowie 1966/ 
1967 die Beteiligung von Ausländern und eine Aufschlüsse- 
lung nach Nationalitäten angegeben werden? 

c) Ist für die Entwicklung in der Vergangenheit ein übergreifen 
von Süchtigkeiten bei Rauschgiften und Drogen durch Ein- 
flüsse aus bestimmten Ländern feststellbar? 


Die Zahl der bekanntgewordenen Rauschgiftdelikte hat in den 
letzten Jahren zugenommen. Die absoluten Zahlen der polizei- 
lich festgestellten Delikte dieser Art betrugen: 


1963 

820 

Fälle 

1964 

992 

Fälle 

1965 

1003 

Fälle 

1966 

1080 

Fälle 

1967 

1349 

Fälle 
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Auf 100 000 Einwohner umgerechnet ergeben sich für diesen 
Zeitraum folgende „Häufigkeitsziffern'': 


1963 

1,4 

Fälle 

1964 

1,7 

Fälle 

1965 

1,7 

Fälle 

1966 

1,8 

Fälle 

1967 

2,3 

Fälle. 


Von den polizeilich festgestellten Tätern waren: 



Erwachsene 
Tater t u . 

(über 21 Jahre) 

Heran- 
wachsende 
(18 - 21 Jahre) 

Jugendliche 
(14-18 Jahre) 

Kinder 

(unter 

14 Jahre) 

1963 

733 97,4 «/o 

2,3 ö/o 

0 , 30/0 

- 

1964 

835 94,5 «/o 

3 , 70/0 

1 , 70/0 

p 

0 

0 

1965 

797 94,7 ö/o 

3,7 ö/o 

1,6 ö/o 

- 

1966 

00 

o 

CD 

o 

o 

5,2 ö/o 

3,2 ö/o 

0,2 ö/o 

1967 

1226 77 , 50/0 

16,2 ö/o 

6,2 ö/o 

0,1 ö/o 

Die absoluten Zahlen nicht erwachsener Täter betrugen: 



Heranwachsende Jugendliche 

Kinder zusammen 

1963 

17 

2 

- 

19 

1964 

31 

14 

1 

46 

1965 

29 

13 

- 

42 

1966 

42 

26 

2 

70 

1967 

199 

76 

1 

276 

Die Beteiligung von Ausländern ergibt 

sich aus der 

nachfol- 

genden Übersicht: 





Gesamtzahl der Täter 

davon 

„Nichtdeutsche Täter" 

1963 

733 


105 = 14 , 30/0 

1964 

835 


160 = 19,2 ö/o 

1965 

797 


150 = 18,8 ö/o 

1966 

810 


204 = 25,2 ö/o 

1967 

1226 


303 = 24 , 70/0 


Eine Aufschlüsselung der nichtdeutschen Täter nach Nationali- 
täten ist nicht möglich, da die Polizeiliche Kriminalstatistik eine 
solche Untergliederung nicht enthält. 


Ein übergreifen von Süchtigkeiten bei Rauschgiften und Drogen 
durch Einflüsse aus bestimmten Ländern ist bisher nicht fest- 
stellbar. 


Die Aufklärungsquote der Rauschgiftdelikte lag im Jahre 1967 
mit 81,1 Vo erheblich über der durchschnittlichen Gesamtauf- 
klärungsquote aller in der Polizeilichen Kriminalstatistik er- 
faßen Delikte (52,2 Vo). 
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2. Ist eine Aufschlüsselung anhand der durch Polizei, Gesundheits- 
oder Jugendämter sowie gerichtliche Verurteilungen amtlich 
bekanntgewordenen einschlägiger Fälle möglich und wie ist 
gegebenenfalls das Zahlenverhältnis bei 

a) Heroin und anderen auf Opium zurückgehenden Giften 

b) Haschisch / Marihuana 

c) LSD, Preludin und ähnlichen moderneren Nervenstimulantien ? 

Wird das in eigenen Ländern vorhandene Verbot von Heroin 
für durchführbar gehalten? 


Eine zahlenmäßige Aufschlüsselung aller bekanntgewordenen 
Rauschgiitfälle im Sinne der Frage ist nicht möglich, da ent- 
sprechende umfassende Übersichten der Gesundheits- und Ju- 
gendbehörden nicht bestehen und auch die in der Strafverfol- 
gungsstatistik ausgewiesenen Vergehen gegen das Opiumgesetz 
nicht nach der Art des Betäubungsmittels aufgeschlüsselt sind. 

Soweit es sich um Süchtige handelt, die durch den Genuß von 
dem Opiumgesetz unterliegenden Stoffen süchtig wurden, be- 
stehen Statistiken bei der „Bundesopiumstelle" im Bundesge- 
sundheitsamt. Hiernach wurden 1966 in der Bundesrepublik 
Deutschland 39 durch Haschisch (Marihuana) süchtige Personen 
festgestellt. 

Die nachstehende Übersicht gibt Auskunft über die Anzahl der 
Süchtigen durch Heroin, Opium, Morphin und andere auf Opium 
zurückgehende Stoffe für das Jahr 1966: 

Suchtstoffe Anzahl der Süchtigen 

Heroin 6 

Opium in Form von Tinktur oder Extrakt 132 

Morphin 425 

andere auf Opium zurückgehende Stoffe 819 

Für 1967 liegen noch keine vollständigen Erkenntnisse vor. 

In der Bundesrepublik Deutschland wird seit 1955 Heroin nicht 
mehr hergestellt; es ist seit dieser Zeit auch nicht mehr einge- 
führt worden. Ein Verbot ist daher nicht erforderlich. 


3. a) Können LSD und ähnliche Drogen infolge der relativ umkom- 
plizierten Herstellungsweise nach Handel und Konsum über- 
haupt mit einiger Aussicht auf Erfolg unter Kontrolle ge- 
bracht und damit der Verbrauch wenigstens indirekt ge- 
steuert werden? 

b) Liegen bereits Erfahrungen vor hinsichtlich des Übergangs 
vom Genuß eines der erwähnten Gifte (bzw. Drogen) zum 
anderen? 

c) Wird die Möglichkeit und Wirkung von Entziehungs- bzw, 
Rehabilitationsmaßnahmen geprüft und können gegebenen- 
falls heute schon Schlüsse daraus gezogen werden? 

Bisher ist in der Bundesrepublik Deutschland kein Fall einer 
illegalen Herstellung von LSD festgestellt worden. Seit der 
Vierten Betäubungsmittelgleichstellungsverordnung vom 21. Fe- 
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bruar 1967 unterliegt LSD den Vorschriften des Opiumgesetzes. 
Seine Herstellung ist nur Personen gestattet, die dazu eine 
Erlaubnis nach § 3 des Opiumgesetzes besitzen. 

Genaue Erfahrungen über die unter Buchstabe b gestellte 
Frage liegen noch nicht vor. Es ist jedoch bekannt, daß Personen, 
die mißbräuchlich Arzneimittel einnehmen, gelegentlich von 
einem Medikament auf ein anderes übergehen. 

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es nur sehr wenige 
Personen, die halluzinogene Stoffe als Arzneimittel erhalten 
oder solche Stoffe mißbräuchlich verwendet haben. Entziehungs- 
maßnahmen konnten deshalb bisher noch nicht erprobt werden. 
Diese Stoffe erzeugen auch keine Sucht im üblichen Sinne, son- 
dern einen Zustand, der in der Medizin als psychische Abhän- 
gigkeit bezeichnet wird. 


4. Sind Untersuchungen hinsichtlich soziologischer Kriterien bei 
den über Rauschgifte und Drogen behördlich erfaßten Personen 
- namentlich bei Jugendlichen und Heranwachsenden - erfolgt 
und gegebenenfalls mit welchem Ergebnis? 

Das Bundesgesundheitsamt erstellt seit Jahren Statistiken über 
die Zugehörigkeit der Süchtigen zu den einzelnen Berufen und 
Altersgruppen. Die Statistik aus dem Jahre 1966 füge ich als 
Anlage 1 bei. 

Hinsichtlich der dem Bundeskriminalamt gemeldeten Täter ist 
festzustellen, daß diese bisher vorwiegend dem Gammler- und 
Prostituiertenmilieu entstammten. 

Sonstige im Bereich der Jugendbehörden angestellte Beobach- 
tungen zeigen, daß vielfach „die Gruppe" als Konsument von 
Drogen auftritt. Besonders gefährdet erscheinen Jugendliche, die 
labil sind oder aus ungünstigen Familienverhältnissen stam- 
men. Als gefährdet anzusehen sind auch vom Wohlstand über- 
sättigte junge Menschen, die eine Steigerung ihrer Empfin- 
dungswelt durch Rauschgifte suchen. Die Jugendbehörde Ham- 
burg stellte ihre jährliche Jugendschützwoche im Januar dieses 
Jahres unter das Thema des Rauschgiftmittel-Mißbrauchs Ju- 
gendlicher. Die Ergebnisse der Tagung sind noch nicht ausge- 
wertet. 


5. Wie viele Verurteilungen sind in den Jahren 1963 bis 1967 auf 
dem Drogen- und Rauschgiftsektor zu verzeichnen? 

Die Strafverfolgungsstatistik für die Jahre 1963 bis 1966 weist 
die aus anliegender Übersicht - Anlage 2 - ersichtliche Zahl 
von Verurteilungen aus. Für das Jahr 1967 liegen noch keine 
Ergebnisse vor. 
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Zu der Übersicht ist zu bemerken, daß sich die tatsächliche Zahl 
der Verurteilungen wegen Vergehen gegen das Opiumgesetz 
bei der Systematik der Strafverfolgungsstatistik nicht ermitteln 
läßt. Wegen der geringeren Strafandrohung nach dem Opiumge- 
setz (Gefängnis bis zu drei Jahren) ist davon auszugehen, daß eine 
in Tateinheit oder Tatmehrheit mit einem Strafgesetz mit höhe- 
rer Strafandrohung ausgesprochene Verurteilung in der Straf- 
verfolgungsstatistik nur als Diebstahl, Urkundenfälschung oder 
Zollhinterziehung erscheint, je nachdem ob das Rauschgift vom 
Verurteilten gestohlen, durch gefälschte Rezepte erworben oder 
eingeschmuggelt worden war. 


6. d) Reichen die derzeitigen Straf- und Sicherungsvorschritten 
nach Auffassung der Bundesregierung für die zukünftige Ent- 
wicklung aus bzw. wo wären gesetzgeberische Maßnahmen 
erforderlich? 

b) Ist die aus der Sache gebotene Zusammenarbeit auf inter- 
nationaler Ebene ausreichend gewährleistet und reichen die 
gesetzlichen Handhaben in Form getroffener Übereinkommen 
zur Rechts- und Polizeihilfe aus, um dem grenzüberschreiten- 
den Transfer von solchen Giften und Drogen zu begegnen? 

Die Überlegungen, ob die gegenwärtige strafrechtliche Bewer- 
tung der Zuwiderhandlungen gegen das Opiumgesetz den kri- 
minalpolitischen Notwendigkeiten entspricht, sind noch nicht 
abgeschlossen. Es wird die Aufgabe des Einführungsgesetzes 
zum Strafgesetzbuch sein, das Opiumgesetz in dieser Richtung 
zu überprüfen und es an die Grundsätze des neuen Strafgesetz- 
buches anzupassen. Bei dieser Anpassung wird einerseits zu 
prüfen sein, ob für die besonders gefährlichen und kriminal- 
politisch schwerwiegenden Taten (z. B. Einfuhr von Opium 
durch eine Rauschgiftbande) ein Qualifikationstatbestand mit 
einer schärferen Mindeststrafdrohung oder zumindest eine 
schärfere Strafdrohung für besonders schwere Fälle mit Regel- 
beispielen vorgesehen werden soll. Andererseits wird zu prü- 
fen sein, ob bestimmte unbedeutende Zuwiderhandlungen gegen 
bloße Überwachungsvorschriften (Verletzung der Pflicht zur 
Auskunft oder zur Einsicht in die Geschäftsbücher) in Ordnungs- 
widrigkeiten umgewandelt werden können. 

Auf dem Gebiet der internationalen Kontrolle der Suchtstoffe 
bestehen internationale Abkommen seit dem Jahre 1909, Die 
Abkommen ermöglichen die Überwachung des grenzüberschrei- 
tenden Verkehrs. Der illegale Verkehr wird durch die Kriminal- 
polizei aller Länder im Rahmen von „Interpol" bekämpft. Diese 
Zusammenarbeit hat sich seit Jahren sehr gut bewährt. 


7. Welche medizinischen, sozialen und erzieherischen Einwirkiings- 
müglichkeiten sieht die Bundesregierung, um der sprunghaft 
vorangehenden Entwicklung auf dem Felde der Chemie und 
Pharmazeutik in Verbindung mit zunehmenden Einflüssen durch 
ausländische Verbindungen sich verstärkenden Gefahr einer 
Verbreitung des Konsums von Rauschgiften, Drogen und Toxica 
namentlich bei Jugendlichen und Heranwachsenden zu be- 
gegnen? 
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Es ist bekannt, daß die mißbräuchliche Verwendung von Sucht- 
stoffen weitgehend von der Beschaffungsmöglichkeit derartiger 
Stoffe abhängt. Wie bereits erwähnt, dürfen in der Bundes- 
republik Deutschland die der Betäubungsmittel-Gesetzgebung 
unterstellten Suchtstoffe nur von Personen hergestellt, erwor- 
ben, abgegeben oder veräußert werden, die dazu eine Erlaubnis 
besitzen. Eine solche Erlaubnis darf nur an Personen erteilt 
werden, die vermöge ihrer Vorbildung und persönlichen Zuver- 
lässigkeit eine Gewähr gegen mißbräuchliche Verwendung der 
Betäubungsmittel bieten. Auf Grund dieser Beschränkung waren 
in der Bundesrepublik Deutschland nur wenige Fälle der ille- 
galen Herstellung von Suchtstoffen festzustellen. 

Daneben stellt die Aufklärung und Belehrung Jugendlicher über 
die Gefahren des Suchtstoffmißbrauchs eine weitere Maßnahme 
gegen den Rauschgiftkonsum dar. Zu diesem Zweck können ins- 
besondere Ärzten, Pädagogen und Angehörigen der Sozialbe- 
rufe Aufklärungs- und Belehrungsschriften über die Probleme 
des Suchtstoffmißbrauchs von der Deutschen Hauptstelle gegen 
die Suchtgefahren, Hamm/Westfalen, Bahnhofstraße 2, zur Ver- 
fügung gestellt werden. Die Broschüre mit dem Titel „Rausch- 
giftsucht" (Verfasser: Dr. med. H. Ehrhardt, Universität 
Marburg), erschienen im Hoheneck- Verlag GmbH, Hamm/West- 
falen, ist im Buchhandel erhältlich. Mit Unterstützung des Bun- 
desministeriums für Familie und Jugend hat inzwischen die 
„Bundesarbeitsgemeinschaft Aktion Jugendschutz" die Heraus- 
gabe einer Schrift vorbereitet, die sachlich über die verschiede- 
nen Drogen aufklärt und ihre Auswirkungen insbesondere auf 
junge Menschen in den verschiedenen Stadien bis zum psychi- 
schen und physischen Zusammenbruch darlegt. 

Die Aufklärung der Bevölkerung und insbesondere der Jugend 
über die Gefahren der Rauschgifte sollte die schweren gesund- 
heitsgefährdenden und persönlichkeitsverändernden Wirkungen 
der Rauschgifte bewußt machen. Dagegen kann eine auf Sensa- 
tion abgestellte und die euphorischen Wirkungen der Rausch- 
gifte in den Vordergrund stellende Berichterstattung in Massen- 
medien dazu führen, daß die Neugier junger Menschen geweckt 
wird und dadurch insbesondere labile junge Menschen zum 
Konsum von Rauschgiften verführt werden. 


In Vertretung 

Gumbel 
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Rausdigiftsüditige in der Bundesrepublik Deutschland Anlage 1 

Stand: 31. Dezember 1966 




Gesamtzahlen 

Aufteilung der Spalten 3 und 4 nach Altersgruppen 



Von den 

in Spalten 3 und 4 aufgeführten Süchtigen 




Betreuung 

entwöhnter, 

Ge- 

samt- 

zahl 

der 

Süch- 

tigen 

(wie 

Ziff.5) 

im 

Vor- 

jahre 


Lfd. 

Nr. 

Berufsgruppe 




bis 30 J. 

31- 

40J. 

41 — 

50J. 

51- 

60 J. 

über 60 J. 

bezogen 

gesetzlichem 

BTM auf 

ungesetz- 
lichem Wege 

sind 196.. als Zugang 
erfaßt 

erstmalige 1 .. 

neue , rückfällige 

Süchtige Süchtige 

wurden süchtig aus 

therapeuti- 
schen anderen 

Grünen ! Gründen 

bedürfen 
aus ärztl. 
Indikation 
dringend 
der BTM 

aber noch 
suchtge- 
fährdeter 
Personen 

Lfd. 

Nr. 



m. 

w. 

zus. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

i w. 

m. 

w. 

m. 

w. 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

1 27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

1 

Ärzte 

336 

44 

380 

3 


37 

11 

106 

20 

122 

7 

68 

6 

159 

22 

177 

22 

29 

9 

17 

2 

152 

13 

184 

31 

73 

9 

120 

21 

408 

1 

2 

Zahnärzte 

15 

3 

18 

- 


3 

- 

2 

- 

6 

2 

4 

1 

12 

3 

3 


1 

2 

- 

~ 

9 

1 

6 

2 

5 

1 

5 

1 

20 

2 

3 

Tierärzte 

2 

1 

3 

- 

- 

- 

- 

1 

- 

1 

1 

- 

~ 

- 

_ 

2 

1 

1 

- 

— 

— 

1 

— 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

2 

3 

4 

Heilpraktiker 

3 

- 

3 

- 

- 

~ 


1 

_ 

1 

- 

1 

- 

2 

- 

1 

- 

- 

- 

— 

— 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

4 

4 

5 

Apotheker 

7 

3 

10 

- 

~ 

1 

1 

4 

1 

1 

1 

1 

- 

3 

2 

4 

1 

1 

— 

1 


2 

2 

5 

1 

— 

__ 

— 


9 

5 

6 

Med. und pharmazeut. 
Hilfspersonal 

10 

39 

49 

2 

11 

2 

10 

3 

10 

3 

4 

— 

4 

3 

15 

7 

24 

2 

7 

2 


3 

19 

7 

20 

1 

12 

3 

7 

46 

6 

7 

Pflegepersonal (Schwe- 
stern, Krankenpfleger etc.) 

23 

144 

167 

11 

13 

5 

48 

3 

54 

4 

19 

— 

10 

9 

56 

14 

88 

4 

13 

3 

3 

7 

52 

16 

92 

4 

35 

4 

33 

169 

7 

8 

Arztehefrauen 

- 

76 

76 

- 

1 

- 

12 

- 

34 

- 

15 

- 

14 

- 

48 


28 

- 

8 

- 

3 

- 

43 

- 

33 

— 

14 

- 

19 

86 

8 


Summe der Reihen 1 — 8 

396 

310 

706 

16- 

25 

48 

82 

120 

119 

138 

49 

74 

35 

188 

146 

208 

164 

38 

39 

23 

8 

177 

130 

219 

180 

83 

71 

132 

81 

744 


9 

Drogisten 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

__ 

- 

_ 


- 

- 

- 

— 

— 

— 

- 

— 

— 

— 

. — 

2 

9 

10 

Kaufleute 

113 

18 

131 

3 

- 

23 

6 

45 

2 

30 

7 

12 

3 

68 

14 

45 

4 

8 

3 

4 

- 

78 

12 

35 

6 

44 

6 

24 

2 

141 ; 

10 

11 

Angestellte 

206 

131 

337 

15 

19 

50 

33 

67 

39 

44 

22 

30 

18 

153 

79 

53 

52 

27 

18 

6 

2 

1 54 

72 

54 

57 

86 

42 

68 

33 

338 

11 

12 

Arbeiter 

284 1 

53 

337 

21 

9 

70 

19 

101 

15 

66 ; 

4 

26 

6 

191 

32 

93 

21 

28 

5 

7 

2 

204 

30 

80 

23 

105 

17 

72 

22 

347 

12 

13 

Handwerker 

193 

8 

201 

7 

1 

25 

3 

66 

2 

56 ' 

1 

39 

1 

142 

4 

51 

4 

16 

1 

5 

- 

124 

5 

69 

3 

81 

2 

31 

2 

200 

13 

14 

Freie Berufe aller Art 

160 

32 

192 

4 

1 

26 

8 

63 i 

8 

38 

9 

29 

6 

108 

16 

52 

16 

15 

2 

5 

1 

121 

19 

39 

13 

56 

7 

55 

19 

210 

14 

15 

Hausangestellte 

_ 

37 

37 

- 

2 

~ 

15 

- 

12 

- 

5 

- 

3 

- : 

25 

- 

12 

- 

1 

- 1 

- 

- 

15 

- 

22 

— 

10 

- 

3 

40 

15 

16 

Kriegsbesch, u. Invaliden 

405 

33 

438 

3 

1 

43 

4 i 

159 

10 

126 

9 

74 

9 

357 

31 

48 1 

' 2 

20 

3 

17^ 

- 

372 

30 

33 

^ 3 

247 

18 

92 

4 

453 

16 

17 

Pensionäre u. Rentner 

320 

135 

455 

- 

- 

13 

^ 

2 

34 

15 

105 

38 

168 

80 

295 

119 

25 

16 

45 

22 

11 ^ 

5 

288 

114 

32 

21 

192 

85 

79 

37 

477 

17 

18 

Ehefrauen ohne Ziff. 8 

- 

1060 

1060 

- 

38 


140 

- 

306 

- 

304 

, i 

272 

- 

852 ! 


208 

- 

117 

~ 

21 

— 

^ 813 

- 

247 

— 

507 

— 

190 

1091 

18 

19 

Beamte 

55 

9 

64 

1 


8 

1 

15 

4 

12 

2 

19 

2 

46 ^ 

9 ; 

9 i 

- 

5 

- 

2 

— 

45 

9 

10 

— ‘ 

33 


6 

1 

66 

19 

20 

Studenten 

10 

2 

12 

9 

2 

1 

- 


- 

1 ^ 

- 

- : 

- 


- i 

5 

2 

3 

- ^ 

— 

— 

5 

j — 

5 

2 

— 


1 

— 

9 

20 

21 

Ohne Beruf und Beruf 
unbekannt 

92 

108 : 

200 

9 


18 

21 

25 

21 

24 

30 

17 

24 

62 1 

80 

30 

28 

5 

7 

5 

3 

60 

83 

32 

25 

29 

38 

25 

19 

209 

21 

22 

Landwirte 

17 

1 

18 

- 

-! 

1 


6 

- i 

i 

3 

- 

7 

1 

17 ' 

1 

- - 

1 

- ' 

1 

- 

16 

1 

1 

- 

7 

1 

— 

— 

23 

22 

23 

Personen nicht deutsche r 
Staatsangehörigkeit 

21 

3 

24 

11 ; 

— 

9 

— 

1 ■ 

1 

— 1 

— ^ 

— 

2 

5 

2 , 

16 

1 

8 

— , 

— 

1 

5 

— 

16 

3 

1 







16 

23 

24 

Sonstige 

6 

8 

14 

-1 

2 

2 

1 

1 

1 3 

- 

- 

4 

3 

6 ^ 

3 

2 


2 

1 1 

3 

4 

3 

4 

2 

1 

- 

- 

10 

' 24 


Insgesamt: 1 — 24 

2278 

1946 

4226 

99 I 

111 

337 

335 

703^ 

555 

645 

480 

495 

466 

1640 

1416 i 

638 

532 

219 

220 

1 

87 

44 

1652 

1337 

628 

609 

966 

810 

585 

413 

4376 



Anmerkung: Bitte besonders zu beachten: Die jeweiligen Quersummen der Spalten 6 — 1 5, der Spalten 16 — 19 sowie der Spalten 24 — 27 müssen der Summe in Spalte 5 entsprechen. 
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Drucksache V/2789 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 2 


In der BRD in den Jahren 1963 bis 1966 wegen Vergehen 
gegen das Opiumgesetz rechtskräftig Verurteilte 



Verurteilte 

Von den Verurteilten waren 

Im 

Jahre 

insgesamt 

darunter 
Ausländer 
oder Staa- 
tenlose 

Er- Heran- 

wachsene wachsende 

Jugend- 

liche 

1963 

115 

32 

113 

2 


1964 

122 

40 

107 

14 

1 

1965 

140 

42 

133 

4 

3 

1966 

138 

59 

128 

8 

2 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 
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